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11- .3JI98 der Beilagen zu den stenographischenProtokollen des Nationalrates 
PER BUNDESM"NISTER FÜR FINANZEN XlII. GesetzgebungsperiodEWien~ 1974' 06 . 06 

. z. ' 5847-Pr~2/1974 . 

An den 
Herrn Präsidenten 
des Nationalrates 
Parlament 
Wie n ? 10 

Auf die Anfrage der Abgeordneten Regensburger und Genossen 
vom 3"Mai 1974, Nr01673/J~ betreffend Verwendung der zu­
sätzlichen Einnahmen aus der Mehrwertsteuer infolge Treib­
stoffverteuerung für die Finanzierung von Vorratslagern 
für Mineralölprodukte, beehre ich mich mitzuteilen: 

Wie bereits im Zusammenhang mit der mündlichen Anfrage Nro 
1407IM des Herrn Abgeordneten zum Nationalrat Frauscher 
festgestellt wurde, kann auf Grund der Verbrauchsziffern für 
das Kalenderjahr 1973 und unter Zugrundelegung der ab 
23.201974 neu festgesetzten Tankstellenabgabepreise für 
Treibstoffe für das Kalenderjahr 1974' - einen mengenmäßig 
gleichbleibenden Absatz vorausgesetzt - mit einer Ausweitung 
des Umsatzes von rund 3,9 MiaoS gerechnet werdeno Lieferun­
gen an Unternehmer führen jedoch durch den Vorsteuerabzug 
(§ 12 UStG 1972) zu keinen aufkommenswirksamen Umsatzsteuer­
einnahmen 0 Nur die für Lieferungen an nicht zum Vorsteuerabzug 
berechtigte Abnehmer (Privatpersonen, öffentliche Hand, 
nicht zum Vorsteuerabzug berechtigte Unternehmer) geleisteten 
.umsatzsteuerzahlungen führen zu einem tatsächlichen Umsatz­
steueraufkommen 0 Der genaue Anteil des Treibstoffverbrauches 
durch nicht zum Vorsteuerabzug berechtigte Abnehmer ist 
nicht bekannto Nach vorsichtigen Schätzungen kann dieser Kon­
sum mit ungefähr einem Drittel des Gesamtverbrauches angenom­
men werden" Auf Grund der Treibstoffpreiserhöhungen könnte 
daher bei einem mengenmäßig gleichbleibenden Absatz im Kalen­
derjahr 1974 mit Umsatzsteuermehreinnahmen nur im Ausmaß von 
rund 180 MiooS (13,79% von 1,3 MiaoS) gerechnet werden o 
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. Nach letzten Meldungen soll jedoch ein Rückgang· im mer.gepmäßi­
gen Absatz von ·Treibstoffen gegenüber dem. Vergleichszeitr~um 
des Vorjahres im Ausmaß von 8% eingetreten seino Es· kann 
angenommen werden<j daß dieser Rückgang fast ausschließlich 
den Nichtunternehmerbereich betrifft<j so daß es fraglich er­
scheint, ob überhaupt Mehreinnahmen auf Grund der Treibstoff­
preiserhöhung erzieltwerdeno 

Hinzu kommt, daß die marktbedingten Mehrausgaben des Endver­
brauches für Treibstoffe durchaus zu Einschränkungen bei an­
deren Verbrauchsgütern führen könnten, was wiederum gewisse 
Mindereinnahmen bedeuten würdeo 

Darüber hinaus ~rurde dieser Vorschlag in gewisser Hinsicht 
-sollten überhaupt Mehreinnahmen im Budget infolge der Treib­
stofferhöhung erzielt werden = zu einer Zweckbindung von 
Mehrwertsteuereinnahmen führeno Gegen die Zweckbindung von 
Einnahmen überhaupt spricht der Umstand, daß dadurch auf die 
Flexibilität und variable Gestaltbarkeit in der Budgeterstel­
lung weitgehend verzichtet werden mußo Das ist jedoch ein 
Erfordernis, das gerade dann, wenn nicht nur fiskalische Er-

. wägungen, .sondern auch stabilisierungs- und wachstumspoli­
tische Ziele Berücksichtigung finden sollen, um so dringender 
wird. Wenn sich auch prinzipiell durch zweckgebundene Einnah­
men finanzierte Ausgaben über die Rücklagenpolitik für Stabi-

.. lisierungszwecke eignen.können<j so ist es~von budgetpoliti­
scher Warte her betrachtet~nicht zielführend, wenn Einnahmen­
gruppen durch ihre Zweckbindung ein autonomes Eigenleben im 
Budget. führen .. 

./ 
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